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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

zu dem Zustand der Fischbestände und der sozioökonomischen Lage der Fischerei im 

Mittelmeerraum 

(2016/2079(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 11. Dezember 2013 über die Gemeinsame Fischereipolitik und zur 

Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1954/2003 und (EG) Nr. 1224/2009 des Rates 

sowie zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 2371/2002 und (EG) Nr. 639/2004 

des Rates und des Beschlusses 2004/585/EG des Rates1, 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2008/56/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie)2, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates vom 21. Dezember 

2006 betreffend die Maßnahmen für die nachhaltige Bewirtschaftung der 

Fischereiressourcen im Mittelmeer und zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 2847/93 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1626/943, 

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates vom 29. September 

2008 über ein Gemeinschaftssystem zur Verhinderung, Bekämpfung und Unterbindung 

der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei, zur Änderung der 

Verordnungen (EWG) Nr. 2847/93, (EG) Nr. 1936/2001 und (EG) Nr. 601/2004 und 

zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1093/94 und (EG) Nr. 1447/19994, 

– unter Hinweis auf die mittelfristige Strategie (2017–2020) der Allgemeinen 

Kommission für die Fischerei im Mittelmeer (GFCM) für die nachhaltige Entwicklung 

der Fischerei im Mittelmeer und im Schwarzen Meer, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. September 2016 zu dem Vorschlag für 

eine Richtlinie des Rates zur Durchführung der Vereinbarung zwischen dem 

Allgemeinen Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften der Europäischen 

Union (COGECA), der Europäischen Transportarbeiter-Föderation (ETF) und der 

Vereinigung der nationalen Verbände von Fischereiunternehmen in der Europäischen 

Union (Europêche) vom 21. Mai 2012 in der am 8. Mai 2013 geänderten Fassung über 

die Durchführung des Übereinkommens über die Arbeit im Fischereisektor von 2007 

der Internationalen Arbeitsorganisation5, 

– unter Hinweis auf die am 25. September 2015 von der Generalversammlung der 

Vereinten Nationen angenommene Resolution mit dem Titel „Transformation unserer 

                                                 
1 ABl. L 354 vom 28.12.2013, S. 22. 
2 ABl. L 164 vom 25.6.2008, S. 19. 
3 ABl. L 409 vom 30.12.2006, S. 11. 
4 ABl. L 286 vom 29.10.2008, S. 1. 
5 Angenommene Texte, P8_TA(2016)0343. 
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Welt: die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“, 

– unter Hinweis auf die regionale Konferenz zu dem Thema „Building a future for 

sustainable small-scale fisheries in the Mediterranean and the Black Sea“ (Eine Zukunft 

schaffen für nachhaltige kleine Fischereien im Mittelmeer und im Schwarzen Meer), die 

vom 7. bis 9. März 2016 in Algier (Algerien) stattfand, 

– gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses und die Stellungnahme des 

Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten (A8-0179/2017), 

A. in der Erwägung, dass das Mittelmeer 17 000 Arten von Meerestieren und -pflanzen 

beherbergt und damit einer der artenreichsten Orte der Erde ist; in der Erwägung, dass 

es daher bei der Entscheidung darüber, wie das Mittelmeer bewirtschaftet werden soll, 

eines artenübergreifenden Ansatzes bedarf; 

B. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrer Mitteilung mit dem Titel „Konsultation 

zu den Fangmöglichkeiten 2017 im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik“ 

(COM(2016)0396) darauf hinweist, dass die meisten Bestände im Mittelmeer immer 

noch überfischt sind und dringend Maßnahmen eingeleitet werden müssen, um diese 

Situation zu ändern; in der Erwägung, dass sich die Kommission in der Mitteilung 

besorgt darüber zeigt, dass viele der bewerteten Bestände weit über die Schätzungen für 

den höchstmöglichen Dauerertrag („maximum sustainable yield“, MSY) hinaus befischt 

werden; 

C. in der Erwägung, dass es wichtig ist, bis spätestens 2020 im Mittelmeer das schwierige 

Ziel zu erreichen, alle Fischbestände über einem Biomasse-Niveau zu halten, das den 

höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht, bzw. die Bestände schrittweise auf dieses 

Niveau aufzufüllen; in der Erwägung, dass sich bei dieser Herausforderung auch 

Drittländer beteiligen und engagieren müssen; in der Erwägung, dass das gesamte 

Ausmaß der Überfischung im Mittelmeer grob gesprochen zwischen dem Doppelten 

und dem Dreifachen des FMSY liegt; in der Erwägung, dass trotz der sowohl innerhalb 

als auch außerhalb der EU unternommenen erheblichen Anstrengungen, dafür zu 

sorgen, dass die Rechtsvorschriften vom Fischereisektor umgesetzt und eingehalten 

werden, immer noch mehr als 93 % der bewerteten Arten im Mittelmeer als überfischt 

eingestuft werden; 

D. in der Erwägung, dass die Fischerei in dieser Region für die an den Küsten lebende 

Bevölkerung von großer sozioökonomischer Bedeutung ist; in der Erwägung, dass 

hunderttausende Menschen in der Fischerei beschäftigt sind – darunter auch in der 

Weiterverarbeitung – und insbesondere sehr viele Frauen von der Arbeit in dieser 

Branche abhängig sind; in der Erwägung, dass das Mittelmeer für die Sicherheit der 

Nahrungsmittelversorgung insbesondere der am stärksten benachteiligten 

Bevölkerungsgruppen der Region von entscheidender Bedeutung ist; in der Erwägung, 

dass die Fischerei eine Möglichkeit bietet, das Einkommen und die 

Lebensmittelversorgung zu ergänzen, und dadurch zur Stabilität der Region beiträgt; 

E. in der Erwägung, dass das Mittelmeer zahlreichen Faktoren ausgesetzt ist – etwa der 

Verschmutzung durch den Seeverkehr –, die sich zusammen mit der Fischerei auf die 
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Gesundheit der Fischbestände auswirken; 

F. in der Erwägung, dass kleine Fischereien 80 % der Fischereiflotte sowie 60 % der 

Arbeitsplätze im Mittelmeerraum stellen; in der Erwägung, dass es auf europäischer 

Ebene bedauerlicherweise keine gemeinsam vereinbarte Definition des Begriffs „kleine 

Fischereien“ gibt, auch wenn es aufgrund der vielfältigen Besonderheiten und 

Merkmale des Meeresökosystems und der Fischerei schwierig ist, eine derartige 

Definition zu finden; in der Erwägung, dass der Begriff „kleine Küstenfischerei“ 

lediglich für die Zwecke des Europäischen Fischereifonds (Verordnung (EG) 

Nr. 1198/2006 des Rates) definiert ist als „eine Fischerei, die mit Fischereifahrzeugen 

mit einer Länge über alles von weniger als 12 m und ohne Schleppgerät [...] ausgeübt 

wird“ (etwa Schleppnetze); in der Erwägung, dass bei der Definition des Begriffs 

„kleine Fischerei“ einer Vielzahl von nationalen und regionalen Merkmalen Rechnung 

getragen werden sollte; 

G. in der Erwägung, dass die Teilnehmer an dem hochrangigen Treffen über den Zustand 

der Bestände im Mittelmeer, das im Februar 2016 in Catania stattfand, eine Einigung 

darüber erzielten, dass man diesen negativen Tendenzen dringend entgegenwirken und 

sich der schwierigen Aufgabe stellen muss, im Einklang mit den GFP-Vorschriften im 

Zusammenhang mit dem MSY für alle Arten bis spätestens 2020 die Fischbestände über 

einem Biomasse-Niveau zu halten, das den höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht, 

bzw. die Bestände auf dieses Niveau aufzufüllen; 

H. in der Erwägung, dass das Mittelmeer neben der Überfischung zahlreichen weiteren 

Widrigkeiten ausgesetzt ist, die größtenteils durch die dichte Besiedelung der 

Küstengebiete (Nährstoffüberschuss, Schadstoffe, Veränderungen der Lebensräume und 

der Küstenstreifen), aber auch durch den Seeverkehr und den Raubbau an den 

Ressourcen (u.a. Erdöl- und Erdgasgewinnung) bedingt sind; in der Erwägung, dass das 

Mittelmeer zudem sehr anfällig für Klimaveränderungen ist, die zusammen mit dem 

starken Seeverkehr der Einführung und Etablierung neuer invasiver Arten Vorschub 

leisten; 

I. in der Erwägung, dass die Lebensfähigkeit bereits marginalisierter Küsten- und 

Inselgemeinden dadurch stark beeinträchtigt wird, dass bestimmte Fanggeräte und 

-techniken – die eigentlich schonender sind und geringere Auswirkungen auf den 

Zustand bedrohter Bestände haben – nicht verwendet werden können, was außerdem die 

Entwicklung behindert und dazu führt, dass noch mehr Menschen diese Gebiete 

verlassen; 

J. in der Erwägung, dass Küstengemeinschaften in allen am Mittelmeer gelegenen 

Mitgliedstaaten stark von der Fischerei und insbesondere von der kleinen Fischerei 

abhängig und daher durch die mangelnde Nachhaltigkeit der Fischbestände gefährdet 

sind; 

K. in der Erwägung, dass sehr viele Küstengemeinschaften in der EU größtenteils von 

traditionellen, handwerklichen und kleinen Fischereitätigkeiten im Mittelmeer abhängig 

sind; 

L. in der Erwägung, dass die Freizeitfischerei in vielen Regionen des Mittelmeers einen 

hohen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Stellenwert sowie mittelbare und 
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unmittelbare Auswirkungen auf die Beschäftigung hat; 

M. in der Erwägung, dass den Auswirkungen der Freizeitfischerei auf den Zustand der 

Bestände im Mittelmeerraum Rechnung getragen werden muss; 

1. betont, dass die im Rahmen der GFP vorgesehenen Ziele und Maßnahmen rasch und 

umfassend verwirklicht und die mehrjährigen Bewirtschaftungspläne im Einklang mit 

einem auf Regionalisierung und Artenvielfalt beruhenden Ansatz rechtzeitig 

ausgearbeitet und wirksam umgesetzt werden müssen; betont insbesondere, dass das in 

der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie der EU (Richtlinie 2008/56/EG) festgelegte Ziel 

eines guten Umweltzustands erreicht werden muss, wobei Maßnahmen zur 

Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Rahmen der GFP entschieden werden 

sollten; 

2. ist der Ansicht, dass das Mittelmeer weiterhin anders behandelt werden sollte als die 

übrigen Meeresbecken, die der GFP unterliegen, da ein großer Teil des Mittelmeers 

internationale Gewässer umfasst, in denen Drittländer im Zusammenhang mit den 

Fischbeständen eine entscheidende Rolle spielen; 

3. ist der Ansicht, dass es dringend einer gemeinsamen Reaktion bedarf, die auf einer 

Zusammenarbeit auf internationaler, europäischer, einzelstaatlicher und regionaler 

Ebene beruhen muss; vertritt die Auffassung, dass sämtliche Interessenträger – etwa 

Berufs- und Freizeitfischer, die Fischindustrie, traditionelle, handwerkliche und kleine 

Fischereien, Wissenschaftler, regionale Organisationen, die Verwaltungen von 

Meeresschutzgebieten, Gewerkschaften und nichtstaatliche Organisationen – in diesen 

Prozess, der integrativ und von unten nach oben angelegt sein muss, miteinbezogen 

werden sollten; hebt hervor, dass dem regionalen Beirat für das Mittelmeer in diesem 

Zusammenhang eine strategische Rolle zukommt;  

4. betont, dass die Bewirtschaftungsmaßnahmen und -vorschriften ihr volles Potenzial nur 

dann entfalten können, wenn die Küstengemeinschaften sensibilisiert, umfassend 

unterstützt und eingebunden sowie darüber aufgeklärt werden, dass eine Erschöpfung 

der Bestände und Arten ihre wirtschaftliche und gesellschaftliche Zukunft bedroht; 

5. stellt fest, dass es keine gemeinsam vereinbarten und ausführlichen Definitionen für 

kleine und handwerkliche Fischerei gibt; betont, dass es für das weitere politische 

Handeln schnellstmöglich derartiger Definitionen auf EU-Ebene bedarf; 

6. betont, dass die Fischer, ihre Verbände und Erzeugerorganisationen, Gewerkschaften, 

lokalen Aktionsgruppen für Fischerei und die Gemeinschaften vor Ort gemäß dem 

Grundsatz der Regionalisierung der GFP bei der Festlegung der Fischereipolitik an 

Entscheidungsprozessen beteiligt – und zu einem festen Bestandteil der 

Entscheidungsprozesse – werden sollten und dass auch Drittstaaten an der Ost- und 

Südküste des Mittelmeers einbezogen werden sollten; betont, dass gerechte, 

ausgewogene und faire Bedingungen für alle beteiligten Länder und Akteure, die im 

Mittelmeerraum Fischerei betreiben, die Voraussetzung sind für gesunde 

Fischereiressourcen und eine nachhaltige und lukrative Fischereiwirtschaft und damit 

für die Aufrechterhaltung des derzeitigen Beschäftigungsniveaus sowie im Idealfall für 

mehr Arbeitsplätze in der Fischerei; betont, dass starke und unabhängige Sozialpartner 

in der Fischerei sowie ein institutionalisierter sozialer Dialog und die Einbeziehung der 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:164:0019:0040:DE:PDF
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Beschäftigten in Unternehmensbelange einen hohen Stellenwert haben; 

7. weist darauf hin, dass im Rahmen der GFP vorgesehen ist, Anreize – unter anderem in 

Form von Fangmöglichkeiten – für Fischereien zu schaffen, die selektive 

Fangmethoden anwenden und dadurch geringere Auswirkungen auf das 

Meeresökosystem und die Fischereiressourcen haben; betont in diesem Zusammenhang, 

dass die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 17 der GFP-Verordnung transparente und 

objektive Kriterien, die unter anderem ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Natur 

sein können, anwenden müssen; fordert nachdrücklich, dass Anstrengungen in diese 

Richtung unternommen werden sollten, damit mehr Anreize für kleine (handwerkliche 

und traditionelle) Fischereien, die selektive Fangmethoden anwenden und dadurch 

geringe Auswirkungen haben, geschaffen werden und ihnen der bevorzugte Zugang zu 

küstennahen Fischereigebieten gewährt wird; hebt hervor, dass die betroffenen 

Küstengemeinden angehört werden müssen; 

8. stellt fest, dass die Auswirkungen der Freizeitfischerei auf die Bestände sowie das 

sozioökonomische Potential dieser Art der Fischerei im Mittelmeer bislang nicht 

ausreichend untersucht wurden; vertritt die Auffassung, dass die Anzahl der 

Freizeitfischer, ihr Fangvolumen und der durch sie in den Küstengemeinden generierte 

Mehrwert Gegenstand künftiger Datenerhebungen sein sollten; 

9. weist darauf hin, dass die Freizeitfischerei für die Gemeinschaften vor Ort hohe 

wirtschaftliche Einnahmen – etwa durch Tourismus – generiert und dass sie geringe 

Umweltauswirkungen hat und daher gefördert werden sollte; 

10. hält es für unerlässlich, die Küstenfischerei, die kleine Küstenfischerei und die 

handwerkliche Fischerei unter Berücksichtigung ihrer sozioökonomischen 

Besonderheiten zu definieren und dabei einen regionalen Ansatz zu verfolgen; 

11. betont, dass in der Küstenfischerei traditionelle Fanggeräte und -techniken verwendet 

werden, die aufgrund ihrer besonderen Merkmale die Identität und Lebensweise der 

Küstenregionen prägen und deren Verwendung daher als Teil des kulturellen, 

historischen und traditionellen Erbes bewahrt und geschützt werden muss; 

12. vertritt im Zusammenhang mit der Regionalisierung die Auffassung, dass den 

Besonderheiten der einzelnen Fischereiarten Rechnung getragen werden sollte und 

bestimmte begründete Abweichungen in Bezug auf die Nutzung bestimmter Fanggeräte 

und -techniken zugelassen werden sollten; 

13. betont, dass laut der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 

Nationen (FAO) bei der Erhaltung, Bewirtschaftung und Nutzung der lebenden 

Meeresressourcen das Vorsorgekonzept zum Tragen kommen sollte, bei dem 

sozioökonomischen Erwägungen Rechnung getragen wird, damit eine nachhaltige 

Fischerei erreicht und die Meeresumwelt als Ganzes geschützt und erhalten wird; 

betont, dass der Mangel an wissenschaftlichen Informationen keine Ausrede dafür sein 

darf, Bewirtschaftungs- und Schutzmaßnahmen nicht umzusetzen; vertritt die 

Auffassung, dass der Mangel an Daten und greifbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen 

über den Zustand der Bestände unbedingt rasch behoben werden muss; betont, dass alle 

Interessenträger angehört und in diesen Prozess eingebunden werden sollten; 
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14. ist der Ansicht, dass es für die Erhaltung und den Schutz der Fischerei- und 

Umweltressourcen im Mittelmeer wirksamer Strategien für die Bewirtschaftung der 

Fischereiressourcen bedarf, die von tiefgreifenden, umfassenden und rasch 

durchgeführten Strategien und Maßnahmen begleitet werden, mit denen den negativen 

Einflüssen auf diese Ressourcen –  z. B. Klimawandel (Erderwärmung, Versauerung, 

Regenfälle), Verschmutzung (chemischer, organischer sowie mikro- und 

makroskopischer Natur), unkontrollierte Exploration und Erschließung von Gas- und 

Ölvorkommen, Schiffsverkehr, invasive Arten sowie Veränderung oder Zerstörung 

natürlicher Lebensräume vor allem in Küstennähe – entgegengewirkt werden kann; 

betont, dass es somit wichtig ist, die Auswirkungen dieser Faktoren auf die 

Fischbestände besser zu verstehen; fordert in diesem Zusammenhang, dass bestehende 

europäische Kapazitäten zur Beobachtung und Überwachung des Mittelmeeres gestärkt 

werden, beispielsweise EMODNET und das Programm Copernicus einschließlich seiner 

Meereskomponente; 

15. ist der Auffassung, dass der Schutz und die Erhaltung der Fischerei- und 

Meeresressourcen im Mittelmeer nicht allein auf Maßnahmen beruhen dürfen, die den 

Fischereisektor betreffen, sondern dass auch andere Branchen einbezogen werden 

müssen, die die Meeresumwelt beeinflussen; 

16. ist der Ansicht, dass größere Anstrengungen hinsichtlich der Gewinnung 

wissenschaftlicher Erkenntnisse über die Meere – insbesondere über die kommerziell 

befischten Bestände – unternommen werden müssen und dass diese Erkenntnisse, die 

Grundlage einer nachhaltigen Bewirtschaftung dieser Bestände bilden sollten; 

17. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die illegale, nicht gemeldete und unregulierte 

Fischerei (IUUF) im Mittelmeer und auch in den Mitgliedstaaten noch immer weit 

verbreitet ist; vertritt die Auffassung, dass sämtliche Maßnahmen zum Schutz der 

Ressourcen und vor allem der kleinen Fischereibetriebe nur dann Wirkung zeigen 

können, wenn die IUUF entschlossen und konsequent bekämpft wird; vertritt die 

Auffassung, dass die EU bei der Bekämpfung der IUUF dafür sorgen sollte, dass sie 

auch von den Drittländern des Mittelmeerraums unterstützt wird; vertritt darüber hinaus 

die Auffassung, dass die Inspektionsverfahren im gesamten Mittelmeerraum 

harmonisiert werden sollten, da bei deren Anwendung und bei der Anwendung der 

Strafverfahren große Unterschiede bestehen;  

18. weist erneut darauf hin, dass Küstengemeinschaften die Effizienz der Maßnahmen zur 

Verhinderung, Ermittlung und Erkennung von IUUF maßgeblich beeinflussen können; 

19. sieht es als vorrangig an, sowohl an Land – und zwar entlang der gesamten 

Vertriebskette (etwa auf Märkten und in Gaststätten) – als auch auf See – insbesondere 

in Gebieten, in denen der Fischfang vorübergehend ausgesetzt oder verboten ist – die 

Überwachungsmaßnahmen zu verstärken; 

20. vertritt die Auffassung, dass bei der Zuteilung von Fangmöglichkeiten objektive und 

transparente Kriterien unter anderem ökologischer, sozialer und wirtschaftlicher Natur 

angewendet werden sollten und Fangmethoden, die geringe Auswirkungen haben, 

gebührend Rechnung getragen werden sollte, damit keine soziale Ungleichheit entsteht; 

ist der Ansicht, dass Fangmöglichkeiten innerhalb der verschiedenen 

Fischereisegmente, einschließlich der handwerklichen und traditionellen Fischerei, 
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gleichmäßig aufgeteilt werden sollten; vertritt darüber hinaus die Auffassung, dass im 

Einklang mit Artikel 17 der GFP-Verordnung Anreize für Flotten geschaffen werden 

sollten, vermehrt selektives Fanggerät einzusetzen und Fangtechniken zu nutzen, die die 

maritime Umwelt weniger beeinträchtigen; 

21. ist der Ansicht, dass für Tätigkeiten in der kommerziellen Fischerei und der 

Freizeitfischerei Bewirtschaftungs- und Erhaltungsmaßnahmen – in erster Linie in Form 

von Sperrzeiten und Sperrzonen und von Fangobergrenzen pro Tag oder Woche sowie 

ggf. von Quoten – ergriffen werden sollten, mit denen der Dezimierung der Bestände im 

Mittelmeer Einhalt geboten wird; ist der Ansicht, dass auf diese Weise gleiche 

Bedingungen für den Wettbewerb mit Drittländern um gemeinsame Bestände 

geschaffen werden; ist der Auffassung, dass diese Maßnahmen in enger 

Zusammenarbeit mit der betroffenen Branche beschlossen werden sollten, um für eine 

effiziente Umsetzung zu sorgen; 

22. begrüßt, dass die Europäische Aufsichtsagentur mehr Inspektionen durchgeführt hat, 

und betont, dass die Maßnahmen zur Bewältigung der beiden wesentlichen Probleme, 

die im Jahr 2016 im Zusammenhang mit der Einhaltung der Vorschriften bestanden – 

nämlich falsche Angaben bei Unterlagen (Bordbuch, Angaben zu Anlandung und 

Transfer, Verkaufsbelege usw.) und die Verwendung von unzulässigem oder 

vorschriftswidrigem Fanggerät –, verstärkt werden müssen; 

23. betont, dass die sich aus der Pflicht zur Anlandung – die in der überarbeiteten GFP 

festgelegt wurde – ergebenden Pflichten keinesfalls ausschließlich zulasten der Fischer 

gehen dürfen; 

24. ist der Ansicht, dass untersucht werden muss, wie sich die Abstellung der Rückwürfe 

auf Meerestiere und andere Arten, etwa Möwen, auswirkt – etwa in Form von 

Nährstoffmangel; 

25. stellt fest, dass ein zu geringer Anteil des Mittelmeers durch das System von 

Meeresschutzgebieten abgedeckt ist, wobei es große Unterschiede zwischen den 

einzelnen Becken gibt; weist darauf hin, dass grundsätzlich zu wenig wirtschaftliche 

Ressourcen vorhanden sind; erachtet es als wesentlich, die Bedeutung von 

Meeresschutzgebieten als fortgeschrittene Versuchsräume für wissenschaftliche 

Forschungsarbeiten sowie die Rolle dieser Gebiete bei der Umsetzung spezifischer 

Maßnahmen und bei der Zusammenarbeit und der gemeinsamen Bewirtschaftung mit 

den Fischern anzuerkennen und zu fördern sowie die Nutzung dieser Gebiete im 

Einklang mit wissenschaftlichen Gutachten und Beobachtungszielen zu optimieren; 

erachtet es in diesem Zusammenhang als wichtig, stetig mehr Mittel für das System 

bereitzustellen; hält es für unerlässlich, enger mit der GFCM und Drittländern 

zusammenzuarbeiten, um zu ermitteln, welche Gebiete unter Schutz gestellt werden 

müssen, und ein wirksames System einzuführen, mit dem die Wirksamkeit dieser 

Gebiete überwacht und kontrolliert werden kann; 

26. betont, dass im Einklang mit dem Ziel 14.5 der Vereinten Nationen für eine nachhaltige 

Entwicklung bis 2020 mindestens 10 % des Mittelmeers durch geschützte 

Meeresgebiete abgedeckt sein sollten; fordert die GFCM auf, sich im Rahmen ihrer 

Jahrestagung 2018 auf einen stufenweisen Zeitplan mit geeigneten Zielvorgaben zu 

einigen, damit dieses Ziel erreicht werden kann; betont, dass die bestehenden 
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geschützten Meeresgebiete oft nicht ordnungsgemäß bewirtschaftet werden; ist daher 

der Auffassung, dass nicht nur ein wirksames Überwachungs- und Kontrollsystem 

eingeführt werden muss, sondern auch auf einem ökosystembasierten Ansatz beruhende 

Bewirtschaftungsmaßnahmen ausgearbeitet und angewendet werden müssen, damit 

überwacht werden kann, ob die Schutzmaßnahmen Wirkung zeigen; 

27. betont insbesondere, dass die Zusammenarbeit bei der Bewirtschaftung empfindlicher 

Gebiete, in denen sich wichtige Laichgründe der wirtschaftlich bedeutendsten Arten 

befinden (z. B. im Becken „Jabučka kotlina“ in der Adria), sichergestellt werden muss; 

28. hebt hervor, dass das Mittelmeer durch biologisch einzigartige Bestände gekennzeichnet 

ist, die von Flotten unterschiedlicher Länder befischt werden, sodass eine enge 

Zusammenarbeit sowie eine Harmonisierung der Maßnahmen zur Regulierung der 

Fischerei unter allen Beteiligten und auf allen Ebenen unbedingt erforderlich sind; 

29. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zu ergreifen, um das 

Problem von Abfällen und Kunststoffen im Meer anzugehen, durch die ernste 

umweltbezogene, ökologische, wirtschaftliche und gesundheitliche Schäden verursacht 

werden; 

30. hält es für unabdingbar, bei der Gestaltung der Maßnahmen im Rahmen der 

Bewirtschaftungspläne einen vielseitigen und differenzierten Ansatz zu verfolgen und 

unterschiedliche Kriterien anzuwenden, die auf den biologischen Merkmalen der 

einzelnen Arten und den technischen Merkmalen der jeweiligen Fangmethoden 

basieren; ist darüber hinaus der Auffassung, dass in jedem Mehrjahresplan eine 

angemessene Raumplanung (Festlegung von Gebieten, in denen abwechselnd ein 

absolutes Fischereiverbot gilt, sowie die vollständige oder teilweise Schließung von 

Gebieten für bestimmte Fangmethoden) und ein angemessenes Zeitmanagement 

(Schonzeiten) mit der Förderung technischer Maßnahmen im Hinblick auf die 

höchstmögliche Selektivität der Fanggeräte vorgesehen sein sollten; betont, dass ein 

angemessener finanzieller Ausgleich vorgesehen sein sollte; 

31. begrüßt, dass die Kommission sich für einen mehrjährigen Bewirtschaftungsplan für das 

Mittelmeer ausgesprochen hat; betont, dass die im Rahmen der GFP vorgesehene 

Regionalisierung für die Bewirtschaftung der Fischereien im Mittelmeerraum eine 

wichtige Rolle spielt; fordert, dass der Beirat für das Mittelmeer (MEDAC) in die 

gesamte Planung und Einführung des mehrjährigen Bewirtschaftungsplans und der 

regionalen Maßnahmen einbezogen wird; 

32. betont, dass den Fischern auch während der Schonzeiten angemessene Einkünfte 

zugesichert werden müssen;  

33. weist mit Nachdruck darauf hin, dass für alle im Mittelmeer vorkommenden Arten, die 

von der kommerziellen Fischerei und der Freizeitfischerei betroffen sind, eine auf den 

neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen basierende und von der Geschlechtsreife 

abhängige zulässige Mindestgröße eingeführt werden sollte; weist darauf hin, dass für 

eine strengere Durchsetzung und Einhaltung dieser zulässigen Mindestgrößen gesorgt 

werden muss; 

34. ist der Auffassung, dass koordinierte Maßnahmen mit Drittländern des Mittelmeerraums 
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gefördert werden müssen, und zwar durch eine verstärkte politische und technische 

Zusammenarbeit unter der Schirmherrschaft der in diesem Gebiet tätigen 

internationalen Organisationen; begrüßt die vor Kurzem von der Kommission ins Leben 

gerufene Initiative „MedFish4Ever“, in deren Rahmen dazu aufgerufen wird, die 

Dezimierung der Fischbestände im Mittelmeer zu stoppen; betont, dass alle im Rahmen 

dieser Initiative möglichen Anstrengungen unternommen werden müssen, um eine 

nachhaltige Fischerei in den Mittelmeerländern zu fördern; 

35. betont, dass eine Vereinbarung über die Schließung bestimmter Gebiete in bestimmten 

Zeiträumen gefördert und umgesetzt werden muss, in deren Rahmen im Laufe eines 

Jahres zeitlich begrenzte, sequentielle Fangbegrenzungen in den Laichgebieten 

bestimmter Arten festgelegt werden; ist davon überzeugt, dass sich diese zeitliche 

Staffelung und Spezialisierung des Fischereiaufwands als äußerst produktiv erweisen 

wird, und betont, dass dies im Einvernehmen mit den Fischereigemeinschaften und 

wissenschaftlichen Beratern geplant werden muss; 

Auf Drittländer ausgerichtete Maßnahmen 

36. fordert die Kommission auf, mithilfe der GFCM Maßnahmen zur Verbesserung des 

Zustands der Fischbestände zu fördern, die gemeinsam mit Drittländern befischt 

werden, und dabei auch auf die bereits bestehende Zusammenarbeit zwischen 

Organisationen, die Fischereiflotten bzw. -betriebe vertreten, und den entsprechenden 

Behörden und Institutionen in den betreffenden Drittländer aufzubauen; 

37. weist darauf hin, dass es aufgrund eines fehlenden gemeinsamen Rechtsrahmens für die 

Flotten der EU und der Drittländer, die im Mittelmeer tätig sind, zu einem unlauteren 

Wettbewerb zwischen den Fischern kommt und langfristig auch die Nachhaltigkeit der 

Fänge bei den gemeinsam befischten Arten gefährdet wird; 

38. betont, dass man mit Drittländern und regionalen Fischereiorganisationen 

zusammenarbeiten und dafür sorgen muss, dass die Vorschriften eingehalten und 

gleiche Wettbewerbsbedingungen hergestellt werden und die horizontale Koordinierung 

bei der Bewirtschaftung von Meeresgebieten und Fischbeständen über nationale 

Zuständigkeiten hinaus gestärkt wird; 

39. fordert die Kommission auf, die nicht zur EU gehörenden Mittelmeeranrainer dabei zu 

unterstützen, eine nachhaltige Fischerei zu erreichen – unter anderem indem kleine 

Fischereien und Küstenfischereien unterstützt werden, bewährte Verfahren ausgetauscht 

werden und ein offener Kommunikationskanal beibehalten wird –, und den 

erforderlichen Dialog zwischen den verschiedenen beteiligten nationalen Behörden in 

Gang zu setzen, damit die mittelfristige Strategie der GFCM (2017–2020) angemessen 

umgesetzt und der alarmierenden Entwicklung des Zustands der Fischbestände im 

Mittelmeer Einhalt geboten werden kann; fordert die Kommission auf, mit den 

Drittländern im Mittelmeerraum einen wirksamen Informationsaustausch in Bezug auf 

die Tätigkeiten der Fischereiflotten dieser Länder im Mittelmeerraum zu organisieren; 

40. fordert, dass ein regionaler Plan unter der Schirmherrschaft der GFCM eingeführt wird, 

mit dem gleiche Bedingungen für alle im Mittelmeer tätigen Fischereifahrzeuge 

sichergestellt und dafür gesorgt werden kann, dass ein ausgewogenes Verhältnis 

zwischen den Fischereiressourcen und den Flottenkapazitäten aller Mittelmeeranrainer 
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herrscht; fordert darüber hinaus die Einrichtung eines regionalen Zentrums für das 

Schiffsüberwachungssystem und gemeinsame Inspektionsmaßnahmen; 

41. ist der Auffassung, dass die Kommission die Einfuhren aus Drittländern stoppen sollte, 

die ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen als Flaggen-, Hafen-, Küsten- oder 

Marktstaat nicht nachkommen und nicht die notwendigen Maßnahmen zur 

Verhinderung, Bekämpfung und Unterbindung der IUUF ergreifen; 

42. fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, Drittländer zu unterstützen, ihnen 

jede nur mögliche Hilfe zukommen zu lassen und mit ihnen zusammenzuarbeiten, damit 

die IUUF im gesamten Mittelmeer besser bekämpft werden kann; 

43. fordert die Anrainerstaaten nachdrücklich zur Zusammenarbeit auf, damit – auch in 

internationalen Gewässern – Fischereisperrgebiete und geschützte Meeresgebiete 

eingerichtet werden; 

44. betont, dass im gesamten Mittelmeerraum grundlegende Vorschriften zur Regelung der 

Freizeitfischerei festgelegt werden müssen; 

Sozioökonomische Aspekte 

45. hebt hervor, dass 250 000 Personen unmittelbar an Bord von Schiffen erwerbstätig sind 

und dass die Zahl der Personen, die in der Fischerei ihren Lebensunterhalt verdienen, 

noch deutlich höher ist, wenn man die Familien einbezieht, die von der regionalen 

Fischerei leben und in Sekundärbereichen dieser Branche tätig sind, etwa in der 

Weiterverarbeitung, der Wartung von Schiffen sowie in der Tourismusbranche, 

einschließlich dem mit der Freizeitfischerei zusammenhängenden Tourismus; weist 

darauf hin, dass sich 60 % der mit der Fischerei verbundenen Arbeitsplätze in 

Entwicklungsländern des südlichen und östlichen Mittelmeerraums befinden, was 

verdeutlicht, welchen Stellenwert die kleine (handwerkliche und traditionelle) Fischerei 

und die Freizeitfischerei bei der nachhaltigen Entwicklung dieser Regionen und 

insbesondere für die am stärksten benachteiligten Küstengemeinschaften einnehmen;  

46. erachtet es als wesentlich, die Arbeitsbedingungen der Fischer zu verbessern – 

beginnend bei einer angemessenen Entlohnung und einem fairen Wettbewerb – und 

dabei besonderes Augenmerk auf die hohen Unfallzahlen in der Branche und auf das 

erhöhte Risiko für Berufskrankheiten zu legen; schlägt den Mitgliedstaaten vor, im 

Rahmen der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Instrumente zur 

Einkommensförderung einzurichten; empfiehlt, dass die Mitgliedstaaten einen 

Ausgleichsfonds einrichten sollten, mit dem auch in den Zeiträumen, in denen keine 

Fangtätigkeiten möglich sind – etwa aufgrund von widrigen Witterungsverhältnissen, 

Schonzeiten (biologischen Ruhezeiten) zum Schutz der Lebenszyklen befischter Arten, 

Umweltkatastrophen oder Vorfällen, die zu einer anhaltenden Umweltverschmutzung 

oder Kontaminierung durch marine Biotoxine führen –, ein festes Einkommen 

sichergestellt wird; 

47. weist darauf hin, dass die Fischereiwirtschaft der EU seit einigen Jahren eine schwierige 

Phase durchläuft, da die Produktionskosten steigen, die Fischbestände und damit auch 

die Fänge zurückgehen und die Einnahmen kontinuierlich sinken; 
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48. weist darauf hin, dass sich die sozioökonomische Lage in der Branche aus 

verschiedenen Gründen verschlechtert hat, u. a. aufgrund der rückläufigen 

Fischbestände, des sinkenden Erstverkaufswerts von Fisch (der sich nicht im 

Verkaufspreis für den Verbraucher niederschlägt, weil der Mehrwert in der 

Wertschöpfungskette der Branche von den zwischengeschalteten Akteuren – und in 

einigen Gebieten aufgrund von Vertriebsmonopolen – ungerecht verteilt wird) und der 

steigenden Treibstoffkosten; stellt fest, dass diese Probleme zum Anstieg des 

Fischereiaufwands beigetragen haben, der vor allem für die handwerkliche Fischerei 

problematisch ist und die Zukunft dieser traditionellen Lebensweise und das Überleben 

der stark von der Fischerei abhängigen Gemeinschaften vor Ort ernsthaft bedrohen 

kann; 

49. hebt hervor, dass Initiativen entwickelt werden müssen, die einen Anstieg der 

Beschäftigtenzahlen bewirken könnten, ohne mit einer Erhöhung des Fischereiaufwands 

einherzugehen, etwa durch Arbeitsplätze im Fischereitourismus oder im Bereich 

Forschung; 

50. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für alle Beschäftigten der 

Fischereiwirtschaft – unabhängig von der Größe und der Art des Unternehmens, bei 

dem sie beschäftigt sind, dem Arbeitsort und dem zugrunde liegenden Vertrag – den 

Zugang zu angemessenen Arbeitsbedingungen und angemessenem Sozialschutz zu 

verbessern, indem u. a. die partnerschaftlichen Abkommen über nachhaltige Fischerei in 

der Region eingesetzt werden, um Sozialdumping zu begegnen sowie den Zugang zu 

Märkten und Finanzmitteln, die Zusammenarbeit mit Behörden und Einrichtungen und 

die Diversifizierung der Existenzsicherung zu verbessern; hebt den Stellenwert 

wirksamer arbeitsrechtlicher Inspektionen und Kontrollen hervor; 

51. weist nachdrücklich darauf hin, dass die Arbeitsbedingungen der Fischer verbessert 

werden müssen, da die Unfallzahlen in der Branche sehr hoch sind und das Risiko für 

physische und psychische Berufskrankheiten unverhältnismäßig hoch ist; hebt hervor, 

dass für die Vereinbarkeit von Arbeits- und Privatleben der Fischer gesorgt werden 

muss; betont, dass es sowohl an Bord von Fischereifahrzeugen als auch an Land 

angemessene Sanitäreinrichtungen sowie entsprechende Unterkünfte und 

Freizeitmöglichkeiten geben muss; hebt hervor, dass für die Erhaltung der 

Betriebssicherheit und Schiffbarkeit von Häfen, Molen und Wasserstraßen gesorgt 

werden muss; 

52. betont, dass gewährleistet werden muss, dass Fisch und Fischereierzeugnisse, die in die 

EU eingeführt werden, ausnahmslos den internationalen Umwelt-, Arbeits- und 

Menschenrechtsnormen entsprechen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten 

auf, in der Fischereiwirtschaft für einen fairen Wettbewerb und Nachhaltigkeit zu 

sorgen, damit Beschäftigung und Wachstum gesichert werden; hebt hervor, dass dies 

nicht nur für den Wettbewerb in der EU, sondern auch und vor allem in Bezug auf 

Wettbewerber aus Drittstaaten entscheidend ist; 

53. ist der Auffassung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten die vollständige 

Inanspruchnahme der Mittel aus dem Europäischen Meeres- und Fischereifonds 

(EMFF) und dem Europäischen Nachbarschaftsinstrument fördern sollten; ist der 

Ansicht, dass die Kommission ihr Möglichstes tun sollte, um sowohl die 
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Mitgliedstaaten als auch Drittländer dabei zu unterstützen, alle verfügbaren 

Finanzmittel so wirksam wie möglich zu nutzen, insbesondere im Hinblick auf folgende 

Aspekte: 

– die Verbesserung der Arbeits- und Sicherheitsbedingungen an Bord; 

– die Aufwertung des Berufs und der Berufsbildung sowie die Unterstützung bei der 

Schaffung und Entwicklung neuer Wirtschaftstätigkeiten in der Branche, u. a. indem 

junge Menschen eingestellt werden und ihnen Bildungsmöglichkeiten und 

fächerübergreifende Ausbildungsgelegenheiten angeboten werden; 

– die Aufwertung der Rolle der Frau in der Fischerei und in den unmittelbar damit 

verbundenen Produktionssektoren, auch angesichts der Tatsache, dass 12 % aller 

Beschäftigten in der Branche Frauen sind; 

54. weist darauf hin, dass die handwerkliche Fischerei durch den EMFF dabei unterstützt 

werden muss, ihre Fanggeräte zu erneuern, damit insbesondere die hohen Auflagen im 

Zusammenhang mit der Anlandeverpflichtung erfüllt werden können; 

55. fordert die Kommission auf, die Gründung lokaler Aktionsgruppen für Fischerei 

(FLAG), die sich für nachhaltige Fischereimodelle einsetzen, zu fördern und deren 

Tätigkeit zu unterstützen; 

56. ist der Auffassung, dass es von entscheidender Bedeutung ist, im Hinblick auf eine für 

die konkrete und wirksame Regionalisierung im Einklang mit den Zielen der GFP 

notwendige gemeinsame Herangehensweise an die Planung und Bewirtschaftung der 

lokalen Fischereiressourcen die Zusammenarbeit zwischen den Fischern – insbesondere 

den kleinen Fischern – innerhalb eines Gebiets oder einer Region zu fördern, 

aufzuwerten und Anreize dafür zu schaffen; vertritt die Ansicht, dass die enorme 

Diversifizierung und Differenzierung der Berufe, Ziele, technischen Merkmale und 

verwendeten Fanggeräte ein besonderes Merkmal der Fischerei im Mittelmeerraum ist 

und man diesen lokalen Besonderheiten mit einem horizontalen und einheitlichen 

Ansatz nicht gerecht werden würde; 

57. weist darauf hin, dass trotz der jüngsten Verbesserungen die Zahl der Bestände, deren 

Zustand nicht zuverlässig bewertet wurde, nach wie vor hoch ist und dass der 

wissenschaftlich-technische und wirtschaftliche Fischereiausschuss (STECF) beklagt, 

dass die Zahl der Bewertungen sogar gesunken ist, und zwar von 44 im Jahr 2012 auf 

nur 15 im Jahr 2014; betont, wie wichtig es ist, eine rasche und gründliche 

Datenerhebung sicherzustellen und dafür zu sorgen, dass mehr Studien durchgeführt 

und mehr Arten abgedeckt werden, wodurch das Wissen über die Fischbestände sowie 

über die Auswirkungen der Freizeitfischerei und über externe Faktoren wie 

Verschmutzung zunehmen würde, was wiederum dazu führen würde, dass das Ziel einer 

nachhaltigen Bewirtschaftung der Bestände erreicht werden könnte; 

58. ist der Ansicht, dass eine verantwortungsvolle und nachhaltige Bewirtschaftung der 

Fischereiressourcen nur möglich ist, wenn ausreichende Mengen von Daten – etwa in 

Bezug auf Faktoren wie die Fangkapazität, die getätigten Fänge, den biologische Status 

des befischten Bestandes und die gegenwärtige sozioökonomische Lage der betroffenen 

Fischerei – wissenschaftlich verwertet werden; 
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59. weist darauf hin, dass lediglich 40 % des im Zuständigkeitsbereich der GFCM 

angelandeten Fangs aus Beständen stammen, für die der Kommission wissenschaftliche 

Bewertungen vorliegen, und dass dieser Anteil noch geringer ist, wenn nur Bestände 

berücksichtigt werden, für die ein Bewirtschaftungsplan besteht; weist ferner darauf hin, 

dass es notwendig ist, die wissenschaftliche Bewertung des Zustands der verschiedenen 

Bestände auszuweiten und dafür zu sorgen, dass der Anteil des angelandeten Fangs aus 

Fischereiformen, die durch einen mehrjährigen Bewirtschaftungsplan geregelt sind, 

erhöht wird; 

60. erachtet es als wichtig, den Fischereiaufwand in der Freizeitfischerei zu bewerten und 

für jedes Meeresbecken und das Mittelmeer insgesamt Daten zu den Fangmengen zu 

erfassen;  

61. betont die Notwendigkeit integrierter Ansätze, bei denen sowohl der Heterogenität der 

Meeresumwelt als auch der Vielfalt aller im Meer lebenden befischten und nicht 

befischten Arten sowie den unterschiedlichen Merkmalen und Fangmethoden der 

verschiedenen Fischereitätigkeiten, der Problematik des sinkenden Erstverkaufswerts 

von Fisch, den in einigen Regionen bestehenden Vertriebsmonopolen sowie allen 

weiteren Faktoren, die sich auf die Gesundheit der Fischbestände auswirken, Rechnung 

getragen wird; 

62. weist darauf hin, dass die verfügbaren Daten, mit denen das Ausmaß und die 

Auswirkungen der Tätigkeit der kleinen Fischereien erfasst werden können, begrenzt 

sind und von Land zu Land variieren können; weist ferner darauf hin, dass die 

handwerkliche Fischerei aufgrund dieses Mangels an Daten tendenziell unterschätzt 

wird; 

63. betont, dass ein besseres Verständnis der wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 

der verschiedenen Fischereiformen, insbesondere der kleinen Fischerei und der 

Freizeitfischerei, hilfreich wäre, wenn es darum geht, die besten 

Bewirtschaftungsmaßnahmen zu ermitteln; 

64. unterstützt ausdrücklich den Vorschlag der GFCM, einen Katalog der 

Fischereiaktivitäten zu erstellen, der Informationen über das Fanggerät und die 

Fangtätigkeiten, eine Beschreibung der Fanggebiete, die Zielarten und Angaben zum 

Beifang umfasst, sodass eine vollständige Beschreibung der Fischereitätigkeit in dem 

Gebiet und der Wechselwirkung mit anderen Bereichen wie der Freizeitfischerei 

vorliegt; 

65. vertritt die Auffassung, dass für die Freizeitfischerei neue Vorschriften gelten sollten 

und dass ein Katalog der Freizeitfischereiaktivitäten erstellt werden sollte, der 

Informationen über das Fanggerät und die Fangtätigkeiten, eine Beschreibung der 

Fanggebiete, die Zielarten und Angaben zum Beifang umfasst; 

66. fordert die Kommission auf, eine enge wissenschaftliche Zusammenarbeit zu fördern 

und die Datenerhebung für die wichtigsten Bestände zu verbessern, wobei sie den 

Zeittraum zwischen der Erhebung und der endgültigen Bewertung der Daten verkürzen 

und den STECF um die Bewertung neuer Bestände ersuchen sollte; bedauert zutiefst, 

dass ein Großteil des angelandeten Fangs im Mittelmeer von Arten stammt, über die nur 

wenige Daten vorliegen („data-deficient fisheries“); 
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67. betont, dass es unbedingt notwendig ist, Daten untereinander auszutauschen und die 

Probleme im Zusammenhang mit dem fehlenden Zugang zu und der Streuung von 

Daten zu bekämpfen, indem eine gemeinsame Datenbank entwickelt wird, die 

umfassende und verlässliche Daten über die Fischereiressourcen enthält, und indem ein 

Netzwerk von Sachverständigen und Forschungseinrichtungen eingerichtet wird, die 

verschiedene Bereiche der Fischereiwissenschaft abdecken; betont, dass diese 

Datenbank von der EU finanziert werden und sämtliche Daten über Fischereien und 

Fischereitätigkeiten, nach geografischen Untergebieten unterteilt, sowie Daten zur 

Freizeitfischerei enthalten sollte, damit die Überwachung hochwertiger, unabhängiger 

und umfassender Daten erleichtert und somit die Bewertung der Bestände gefördert 

wird; 

68. weist darauf hin, dass die Auswirkungen, die Merkmale und das Ausmaß der IUUF 

derzeit nicht ausreichend bewertet sind, dass diese Faktoren in den einzelnen 

Mittelmeerländern unterschiedlich bewertet werden und dass diese Länder daher bei 

den Angaben zum derzeitigen Zustand der Fischerei und zu den erkennbaren Tendenzen 

nicht korrekt wiedergegeben werden; betont, dass diese Länder bei der Ausarbeitung 

wissenschaftlicher Bewertungen zur Bewirtschaftung der Fischereiressourcen 

angemessen berücksichtigt werden müssten; 

69.  fordert die Mitgliedstaaten auf, mit Produktkennzeichnungs- und 

Rückverfolgungssystemen gegen Betrug im Bereich Fisch und Meeresfrüchte 

vorzugehen und sich stärker für die Bekämpfung der illegalen Fischerei einzusetzen; 

bedauert, dass über den Zustand der meisten Bestände zu wenige Daten vorliegen 

(„Bestände mit unzureichender Datenlage“), etwa 50 % der Fänge nicht offiziell 

gemeldet werden und 80 % der Anlandungen aus Beständen mit unzureichender 

Datenlage stammen; 

70. fordert die Mitgliedstaaten auf, alle für die Arbeitnehmer in der Fischereiwirtschaft 

geltenden ILO-Übereinkommen zu ratifizieren und vollständig umzusetzen, um so für 

gute Arbeitsbedingungen zu sorgen, und Tarifvertragsgremien zu stärken, damit 

maritime Arbeitskräfte, auch Selbstständige, von ihren Arbeitnehmerrechten Gebrauch 

machen können; 

71. fordert die Kommission auf, durch die Entwicklung ergänzender Tätigkeiten 

Investitionen in Diversifizierung und Innovation im Fischereisektor zu fördern und zu 

unterstützen; 

Sensibilisierung 

72. betont, dass durch ein hohes Maß an Verantwortungsbewusstsein und Sensibilisierung 

bei den in dieser Branche tätigen Akteuren, durch die Schulung aller Fischer (sowohl 

Berufs- als auch Sportfischer) und deren Einbeziehung in die Entscheidungsfindung 

sowie durch konkrete Maßnahmen zur Verbreitung bewährter Verfahren wesentliche 

Ergebnisse und eine vollständige Ausführung erreicht werden können; 

73. hält es für wichtig, dafür zu sorgen, dass Verbraucher angemessen über die genaue 

Herkunft der Produkte, die Fangmethode und das Fangdatum informiert werden; ist der 

Ansicht, dass untersucht und bewertet werden sollte, ob die in der neuen GMO 

vorgesehenen Maßnahmen dazu beigetragen haben, die Information der Verbraucher zu 
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verbessern; 

74. hält es darüber hinaus für wichtig, die Verbraucher zu sensibilisieren und zu einem 

verantwortungsbewussten Fischkonsum anzuleiten, wobei heimische Arten, die mit 

nachhaltigen Methoden gefangen werden und nach Möglichkeit aus nicht überfischten 

und nur in geringem Umfang vermarkteten Beständen stammen, bevorzugt werden 

sollten; hält es daher für notwendig, in Zusammenarbeit mit den entsprechenden 

Interessenträgern ein wirksames und zuverlässiges Produktkennzeichnungs- und 

Rückverfolgungssystem einzurichten, mit dem unter anderem die Verbraucher 

informiert werden und Lebensmittelbetrug bekämpft wird; 

 

75.  vertritt die Auffassung, dass ein ausgewogenes Verhältnis zwischen fairem Wettbewerb, 

Verbraucherbedürfnissen, einer nachhaltigen Fischereiwirtschaft und der Erhaltung von 

Arbeitsplätzen hergestellt werden muss; betont, dass ein umfassender Ansatz und der 

feste politische Wille aller Mittelmeeranrainer erforderlich sind, damit die 

Herausforderungen bewältigt werden können und sich die Lage im Mittelmeer 

verbessert; 

76. begrüßt die von der Kommission ins Leben gerufene Kampagne MEDFISH4EVER, 

durch die der Öffentlichkeit die Lage im Mittelmeer ins Bewusstsein gerufen werden 

soll; 

77. ist der Ansicht, dass Schulen, Krankenhäuser und andere öffentliche Einrichtungen mit 

Fisch aus lokalen Fischereien versorgt werden sollten; 

78. betont, dass diese neuen Gegebenheiten und all diese neuen, sich gegenseitig 

beeinflussenden Faktoren im Mittelmeer eine Überarbeitung der Verordnung (EG) 

Nr. 1967/2006 für das Mittelmeer nach sich ziehen müssen, um sie an die derzeitige 

Lage anzupassen; 

79. weist darauf hin, dass die Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 überarbeitet werden muss, 

insbesondere in Bezug auf das Verbot bestimmter traditioneller Fanggeräte (etwa das 

Verbot von Kiemennetzen in der nicht gewerblich ausgeübten Fischerei) sowie in 

Bezug auf die spezifischen Anforderungen an Fanggeräte, z. B. bezüglich Netztiefe und 

Maschenöffnung bei Fischnetzen, Mindestabstand zur Küste und Mindesttiefe, in der 

das Fanggerät eingesetzt werden darf; 

o 

o o 

80. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 

übermitteln. 
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BEGRÜNDUNG 

Das Mittelmeer ist Lebensraum von 17 000 Arten und damit eines der artenreichsten Gebiete 

der Welt. Das Ausmaß der Überfischung hat bei den Fischbeständen des Mittelmeers jedoch 

inzwischen das zwei- bis dreifache des höchstmöglichen Dauerertrags (MSY) erreicht. Wir 

laufen Gefahr, das Mittelmeer in eine Ödnis zu verwandeln.  

Das Mittelmeer ist nicht nur durch die Überfischung massiv bedroht, sondern auch durch den 

übermäßigen Eintrag von Nährstoffen und Düngemitteln, die Umweltverschmutzung sowie 

die Veränderung der Küstengebiete und Lebensräume. Weitere Risikofaktoren sind der 

Schiffsverkehr sowie die Öl- und Gasförderung. Das Mittelmeer reagiert außerdem äußerst 

empfindlich auf Klimaveränderungen. Es muss daher geschützt werden.  

Der Bericht umfasst unter anderem folgende wichtige Punkte:  

– mehrjährige Bewirtschaftung der Ressourcen, um eine bessere Nachhaltigkeit zu erzielen, 

auch mittels selektiverer Fanggeräte; 

– Zusammenarbeit mit den Drittländern, die das Mittelmeer nutzen; 

– Schonzeiten, die auf den biologischen Merkmalen der einzelnen Arten beruhen; 

– Schließung bestimmter Gebiete für die Aufzucht oder Wiederansiedlung überfischter 

Bestände; 

– bevorzugter Zugang zu den Ressourcen für kleine (handwerkliche) Fischereiflotten; 

– strengere Kontrolle der illegalen Fischereitätigkeiten, begleitet von besonderen 

Maßnahmen gegen Personen, die gegen die Vorschriften verstoßen und keine Lizenz 

besitzen; 

– etwaige Einführung von Fangquoten für einige überfischte Arten; 

– Einhaltung der Mindestgröße und Festlegung der Größe anhand von wissenschaftlichen 

Kriterien; 

– strengere Kontrolle der Versorgungskette bis zu den Fischmärkten sowie umfassendere 

Informationen für die Verbraucher; 

– stärkere Einbeziehung der regionalen Fischereiorganisationen in den 

Entscheidungsprozess gemäß der in der Gemeinsamen Fischereipolitik vorgesehenen 

Regionalisierung.  

Grundsätzlich sollen mit dem Initiativbericht folgende Ziele erreicht werden: 

– mehrjährige Bewirtschaftung der Ressourcen, um eine bessere Nachhaltigkeit zu erzielen, 

auch mittels selektiverer Fanggeräte; 

– Zusammenarbeit mit den Drittländern, die das Mittelmeer nutzen; 

– Schonzeiten; 

– Schließung bestimmter Gebiete für die Aufzucht oder Wiederansiedlung überfischter 

Bestände; 

– bevorzugter Zugang zu den Ressourcen für kleine (handwerkliche) Fischereiflotten; 

– strengere Kontrolle der illegalen Fischereitätigkeiten, begleitet von besonderen 

Maßnahmen gegen Personen, die gegen die Vorschriften verstoßen und keine Lizenz 

besitzen; 

– Einführung von Fangquoten für bestimmte überfischte Arten; 

– Einhaltung der Mindestgröße; 

– strengere Kontrolle der Versorgungskette bis zu den Fischmärkten sowie umfassendere 

Informationen für die Verbraucher; 
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– stärkere Einbeziehung der Allgemeinen Kommission für die Fischerei im Mittelmeer 

(GFCM) und der regionalen Fischereiorganisationen in den Entscheidungsprozess gemäß 

der in der Gemeinsamen Fischereipolitik vorgesehenen Regionalisierung. 
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALE 
ANGELEGENHEITEN 
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zum Stand der Fischbestände und der sozioökonomischen Lage der Fischerei im 

Mittelmeerraum 

(2016/2079(INI)) 

Verfasser der Stellungnahme: João Pimenta Lopes 

 

VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Fischereiausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass 19 Länder ans Mittelmeer grenzen und demnach in diesem 

geografischen Gebiet gemeinsam die rechtliche und administrative Verantwortung tragen; 

in der Erwägung, dass die Fischerei im Mittelmeerraum sehr vielfältig ist und neben 

einigen industriellen Fischereibetrieben vor allem wirklich handwerkliche 

Fischereibetriebe umfasst, die zum Teil ausschließlich dazu dienen, den Lebensunterhalt 

der Familie zu sichern, unterschiedliche technische Merkmale aufweisen und in 

unterschiedlichem Maße selektiv arbeiten, was die Anwendung der klassischen oder 

traditionellen fischereiwirtschaftlichen Bewertungs- und Bewirtschaftungsverfahren 

erschwert; 

B. in der Erwägung, dass die reiche Artenvielfalt des Mittelmeers (etwa 10 000 – 

12 000 Arten) stark durch Erscheinungen bedroht wird, die mit dem globalen 

Klimawandel, der Meeresverschmutzung und vor allem der Überfischung 

zusammenhängen; in der Erwägung, dass die Fischbestände im Mittelmeer generell 

drastisch zurückgehen (über 90 % der Bestände sind überfischt) und einige überfischte 

Bestände zu kollabieren drohen; 

C. in der Erwägung, dass die sozioökonomische Lage der Fischerei im Mittelmeerraum in 

erster Linie von tragfähigen Fischbeständen abhängig ist; 

1. weist darauf hin, dass die handwerkliche Fischerei im Mittelmeerraum ein entscheidender 

wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Faktor ist und dass sie 80 % der Fischereiflotte 

sowie 60 % der Arbeitsplätze in dieser Branche stellt; betont, dass die handwerkliche 

Fischerei für die Tragfähigkeit der gemeinsamen Bestände mehrerer Staaten, den 
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biologischen und ökologischen Artenschutz, die nachhaltige Nutzung der marinen 

Artenvielfalt und die sozioökonomische Entwicklung der Fischereigemeinschaften, 

insbesondere im ländlichen Raum, eine wichtige Rolle spielt; betont, dass die Identität, 

das kulturelle Erbe, die Traditionen und die Werte vieler Gemeinschaften vor Ort stark 

mit Tätigkeiten im Bereich der Fischereiwirtschaft verbunden sind; 

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, mit Produktkennzeichnungs- und 

Rückverfolgungssystemen gegen Betrugsfälle in der Fischerei vorzugehen und sich 

stärker für die Bekämpfung der illegalen Fischerei einzusetzen; bedauert, dass über den 

Zustand der meisten Bestände zu wenig Daten vorliegen, etwa 50 % der Fänge nicht 

offiziell gemeldet werden und 80 % der Anlandungen aus Beständen stammen, zu denen 

zu wenig Daten vorliegen; 

3. weist darauf hin, dass sich die sozioökonomische Lage in der Branche aus verschiedenen 

Gründen verschlechtert hat, u. a. aufgrund der rückläufigen Fischbestände, des sinkenden 

Erstverkaufswerts von Fisch (der sich nicht im Verkaufspreis für den Verbraucher 

niederschlägt, weil der Mehrwert in der Wertschöpfungskette der Branche von den 

zwischengeschalteten Akteuren – und in einigen Gebieten aufgrund von 

Vertriebsmonopolen – ungerecht verteilt wird) und der steigenden Treibstoffkosten; stellt 

fest, dass diese Probleme zum Anstieg des Fischereiaufwands beigetragen haben, der vor 

allem für die handwerkliche Fischerei problematisch ist und die Zukunft dieser 

traditionellen Lebensweise und das Überleben der stark von der Fischerei abhängigen 

Gemeinschaften vor Ort ernsthaft bedrohen kann; 

4. vertritt die Auffassung, dass ein ausgewogenes Verhältnis zwischen fairem Wettbewerb, 

Verbraucherbedürfnissen, einer nachhaltigen Fischereiwirtschaft und der Erhaltung von 

Arbeitsplätzen geschaffen werden muss; betont, dass ein umfassender Ansatz und der 

feste politische Wille aller Mittelmeeranrainer erforderlich sind, damit die 

Herausforderungen bewältigt werden können und sich die Lage im Mittelmeer verbessert; 

5. betont, dass kohärente Vorschriften für die Sportfischerei erforderlich sind, damit das 

marine Ökosystem geschützt ist; hebt hervor, dass für die Freizeitfischerei dieselben 

Fangverbotszeiten wie für die gewerbliche Fischerei gelten müssen; 

6. betont, dass die Fischer, ihre Verbände und Erzeugerorganisationen, Gewerkschaften, 

lokalen Aktionsgruppen für Fischerei und die Gemeinschaften vor Ort gemäß dem 

Grundsatz der Regionalisierung der GFP bei der Festlegung der Fischereipolitik an 

Entscheidungsprozessen beteiligt  – und zu einem festen Bestandteil der 

Entscheidungsprozesse – werden müssen und dass auch Drittstaaten an der Ost- und 

Südküste des Mittelmeers einbezogen werden sollten; betont, dass gerechte, ausgewogene 

und faire Bedingungen für alle beteiligten Länder, die im Mittelmeerraum Fischerei 

betreiben, die Voraussetzung für gesunde Fischereiressourcen und eine nachhaltige und 

lukrative Fischereiwirtschaft und damit für die Aufrechterhaltung des derzeitigen 

Beschäftigungsniveaus sowie im Idealfall für mehr Arbeitsplätze in der Fischerei sind; 

betont, dass starke und unabhängige Sozialpartner in der Fischerei sowie ein 

institutionalisierter sozialer Dialog und die Einbeziehung der Beschäftigten in 

Unternehmensbelange einen hohen Stellenwert haben; 

7. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Bewirtschaftung und die 

Koordinierung zu verbessern und die Kapazitäten auzubauen, die Verbreitung von 
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Informationen und technische Unterstützung zu fördern und darauf hinzuwirken, dass 

Fischerei- und Erzeugerorganisationen, die Mittel aus dem EMFF (oder andere EU-Mittel) 

beantragen, leichter darauf zugreifen können, wobei die Höhe der Mittel dem konkreten 

logistischen, personellen und finanziellen Bedarf der Fischereiwirtschaft entsprechen 

sollte; empfiehlt dazu die folgenden Maßnahmen: 

 – Förderung der Erneuerung und Modernisierung der Flotten im Hinblick auf bessere 

Arbeits- und Sicherheitsbedingungen, Senkung des Fischereiaufwands bei 

gleichzeitiger nachhaltiger Verbesserung der Fänge, indem weniger invasives und 

selektives Fanggerät eingesetzt wird und Beifang- und Rückwurfmengen reduziert 

werden, Optimierung der Abläufe in der Lieferkette, Verbesserung der 

Energieeffizienz, Weiterentwicklung der Rückverfolgungssysteme, Verbesserung 

aktiver und passiver Sicherheitsvorrichtungen an Bord und Sicherstellung, dass solche 

Sicherheitsvorrichtungen – z. B. individuelle Ortungssender an Rettungswesten, 

Seenotfunkbojen und andere Vorrichtungen, die gemäß den einzelstaatlichen 

Rechtsvorschriften als angemessen gelten – an Bord mitgeführt werden, sowie 

Sicherstellung angemessener Schulungen zur Sicherheit an Bord und zum Einsatz der 

betreffenden Ausrüstung; 

 – Förderung der Einstellung, Ausbildung und fächerübergreifenden Schulung junger 

Menschen zur Aufwertung des Berufs und der beruflichen Bildung, Unterstützung der 

Entstehung und Weiterentwicklung neuer Wirtschaftstätigkeiten in der Branche und 

Förderung neuer beruflicher Perspektiven in der Region in Beschäftigungsbereichen, 

die in Zukunft angemessene Einkommen bieten, um für Nachhaltigkeit zu sorgen und 

den territorialen Zusammenhalt sicherzustellen, wobei die zuständigen Behörden vor 

allem auch für angemessene Ausbildungsangebote für Fischer sorgen und 

entsprechend darüber informieren müssen (einschließlich Anwendung bewährter 

Verfahren und Förderung eines stärkeren Umweltbewusstseins); 

 – Förderung des Zusammenschlusses und der Organisation von Beschäftigten der 

Fischerei und der fischverarbeitenden Industrie beispielsweise in Gewerkschaften, 

Erzeugergemeinschaften, Genossenschaften oder Vertretungsorganisationen der 

Fischer und der Eigentümer von Fischereifahrzeugen und der gemeinsamen 

Durchführung von Untersuchungen zu Zukunftsaussichten sowie Erarbeitung von 

Lösungen, um in der Zukunft in der Fischereiwirtschaft oder anderen Branchen 

angemessene Einkommen zu sichern; 

 – Verdeutlichung der Rolle, die Frauen in der Fischerei und den damit verbundenen 

Produktionsbereichen spielen, um ihrem Beitrag mehr Geltung zu verschaffen, denn 

12 % der Beschäftigten der Branche sind Frauen, und Förderung der 

Gleichberechtigung von Mann und Frau; 

8. hebt hervor, dass Initiativen entwickelt werden müssen, die einen Anstieg der 

Beschäftigtenzahlen bewirken könnten, ohne mit einer Erhöhung des Fischereiaufwands 

einherzugehen, etwa durch Arbeitsplätze im Fischereitourismus oder im Bereich 

Forschung; 

9. ist der Ansicht, dass die Mitgliedstaaten im Rahmen der einzelstaatlichen 

Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten mit entsprechenden Rechtsvorschriften oder 

Tarifverträgen einen Mindestlohn oder eine vergleichbare Einkommensförderung 
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einführen sollten, damit die Fischer mit ihren Einkommen ihren Lebensunterhalt 

bestreiten können; ist der Auffassung, dass die Mitgliedstaaten einen Ausgleichsfonds 

einrichten sollten, damit für ein stabiles Einkommen gesorgt ist, wenn keine 

Fangtätigkeiten möglich sind, unter anderem aufgrund von Witterungsbedingungen, 

Schonzeiten (biologischen Ruhezeiten) zum Schutz der Lebenszyklen befischter Arten, 

Umweltkatastrophen oder Vorfällen, die zu einer anhaltenden Umweltverschmutzung oder 

Kontaminierung durch marine Biotoxine führen, und dass diese Zeiten in Bezug auf 

Renten- und andere Sozialversicherungsansprüche als Erwerbszeiten gelten müssen; 

10. betont, dass Tarifverhandlungen gefördert werden müssen, und fordert die Sozialpartner 

in der Fischereiwirtschaft auf, gemäß den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und 

Gepflogenheiten Tarifverträge auszuhandeln, da sie eine wirksame Handhabe bieten, 

wenn es darum geht, die Sozial- und Arbeitsnormen zu wahren und für eine angemessene 

Entlohnung aller Beschäftigten sowie einen fairen Wettbewerb in der Branche zu sorgen; 

hebt hervor, dass die Rechte der Arbeitnehmer in der Fischereiwirtschaft, die in 

bestimmten EU-Mitgliedstaaten besonders stark betroffen sind, geschützt und gestärkt 

werden müssen; 

11. fordert die Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan haben, erneut zur Ratifizierung des 

IAO-Übereinkommens über die Arbeit im Fischereisektor (Nr. 188) auf, da durch das 

Übereinkommen sichergestellt werden soll, dass auf Fischereifahrzeugen angemessene 

Arbeitsbedingungen für die Fischer herrschen; 

12. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, für alle Beschäftigten der 

Fischereiwirtschaft unabhängig von der Größe und der Art des Unternehmens, bei dem sie 

beschäftigt sind, dem Arbeitsort und dem zugrunde liegenden Vertrag die Chancen auf 

angemessene Arbeitsbedingungen und angemessenen Sozialschutz zu verbessern, indem 

u. a. partnerschaftliche Abkommen über nachhaltige Fischerei in der Region unterzeichnet 

werden, um Sozialdumping zu begegnen sowie den Zugang zu Märkten und 

Finanzmitteln, die Zusammenarbeit mit Behörden und Einrichtungen und die 

Diversifizierung der Existenzsicherung zu verbessern; hebt den Stellenwert wirksamer 

arbeitsrechtlicher Inspektionen und Kontrollen hervor; 

13. weist nachdrücklich darauf hin, dass die Arbeitsbedingungen der Fischer verbessert 

werden müssen, da die Unfallzahlen in der Branche sehr hoch sind und das Risiko für 

physische und psychische Berufskrankheiten unverhältnismäßig hoch ist; hebt hervor, 

dass für die Vereinbarkeit von Arbeits- und Privatleben der Fischer gesorgt werden muss; 

betont, dass es sowohl an Bord der Fischereifahrzeuge als auch an Land angemessene 

Sanitäreinrichtungen sowie entsprechende Unterkünfte und Freizeitmöglichkeiten geben 

muss; hebt hervor, dass für die Erhaltung der Betriebssicherheit und Schiffbarkeit von 

Häfen, Molen und Wasserstraßen gesorgt werden muss; 

14. stellt fest, dass Fischer bei der Rettung schiffbrüchiger Flüchtlinge im Mittelmeer eine 

wichtige Rolle spielen; 

15. betont, dass gewährleistet werden muss, dass Fisch und Fischereierzeugnisse, die in die 

EU eingeführt werden, den internationalen Umwelt-, Arbeits- und Menschenrechtsnormen 

entsprechen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in der 

Fischereiwirtschaft für einen fairen Wettbewerb und Nachhaltigkeit zu sorgen, um 

Beschäftigung und Wachstum zu sichern; hebt hervor, dass dies nicht nur für den 
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Wettbewerb in der EU, sondern auch und vor allem in Bezug auf Wettbewerber aus 

Drittstaaten entscheidend ist; 

16. betont, dass die Rechte des saharauischen Volkes bei dem Partnerschaftlichen 

Fischereiabkommen EU-Marokko sowie bei allen anderen Partnerschaftsabkommen mit 

dem Königreich Marokko in Übereinstimmung mit den einschlägigen VN-Resolutionen 

geachtet werden müssen. 
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